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L Ä N D E R B E R I C H T  

 

Wahlrechtsänderung in der Mol-
dau gegen Venedig-Kommission 
und EU verabschiedet 

Am 20. Juli hat das Parlament der Repub-

lik Moldau mit den Stimmen der Regie-

rungspartei PDM (Demokratische Partei) 

von Vlad Plahotniuc und der pro-russisch 

ausgerichteten PSRM (Partei der Sozialis-

ten) von Präsident Igor Dodon eine um-

strittene Wahlrechtsreform beschlossen, 

trotz starker nationaler und internationa-

ler Einwände. Zuvor hatte die Venedig-

Kommission des Europarates sich klar ge-

gen die Wahlrechtsreform ausgesprochen. 

Das Europaparlament hatte die Bewilli-

gung weitere Makrofinanzhilfen zuvor an 

die Forderung gebunden, dass die Emp-

fehlungen der Venedig-Kommission be-

achtet würden. EU-Kommission und Rat 

hatten diese Forderung ebenfalls erhoben. 

Die Reform ersetzt das bisher für Parla-

mentswahlen geltende Verhältniswahlrecht 

mit Parteilisten durch ein gemischtes Sys-

tem, durch das künftig 50 von 101 Abge-

ordneten direkt in einzelnen Wahlkreisen 

mit einfacher Mehrheit gewählt werden. 

Ausdrücklich soll damit parteiunabhängigen 

Kandidaten die Möglichkeit zur Wahl ins 

Parlament eröffnet werden. Genau darin 

liegt der Kern des Problems. Die PDM argu-

mentiert, dass so die Verantwortlichkeit der 

Abgeordneten vor ihren Wähler gestärkt 

würde. Die Venedig-Kommission warnt da-

vor, dass unter den politischen Verhältnis-

sen in der Moldau vorgeblich unabhängige 

Kandidaten tatsächlich unter den Einfluss 

von Geschäftsleuten und ihrer speziellen 

Interessen geraten können. Das kann als 

Hinweis auf Vlad Plahotniuc gelesen werden, 

den mit Abstand vermögendsten Ge-

schäftsmann in der Moldau. Die pro-

europäische Opposition, aber auch große 

Teile der Zivilgesellschaft lehnen die Reform 

strikt ab, weil sie darin nur ein Instrument 

zum Machterhalt der PDM sehen. 

Tatsächlich hat die PDM ein Legitimitäts-

problem. Bei der letzten Parlamentswahl 

erhielt sie lediglich 16 Prozent der Stimmen. 

Die Regierungsmehrheit kam nur durch 30 

Überläufer aus Oppositionsparteien zustan-

de. In Umfragen liegt die PDM seither stets 

bei deutlich unter 10 Prozent, und selbst bei 

einem Einsatz aller Ressourcen dürfte ihr 

Wählerpotential nur bei maximal 20 Prozent 

liegen. Die Präsidentschaftswahlen vom No-

vember wurden daher von vornherein nur 

von Oppositionskandidaten dominiert, wobei 

sich Igor Dodon als Kandidat der pro-

russischen Opposition mit 52 Prozent nur 

knapp gegen Maia Sandu als Kandidatin der 

pro-europäischen Opposition mit 48 Prozent 

durchsetzte. Die PDM setzt vor diesem Hin-

tergrund offenbar darauf, dass in der gro-

ßen Mehrzahl der Wahlkreise unabhängige 

Kandidaten gewinnen, die eine weiterhin 

von ihr geführte Regierung unterstützen. 

Dabei geht die Wahlrechtsreform vor allem 

zu Lasten der pro-europäischen Opposition 

um die neuen und damit noch außerparla-

mentarischen Parteien Aktion und Solidari-

tät (PAS) von Maia Sandu und Plattform 

Würde und Wahrheit (PPDA) von Andrei 

Nastase. Nach bisherigen Umfragen konnten 

Sandu und Nastase unter dem alten Wahl-

system bei der nächsten, regulär Ende 2018 

anstehenden Parlamentswahl 30-35 Manda-

te erzielen und hätten damit ernsthafte 

Chancen gehabt, die PDM als führende Re-

gierungspartei zu ersetzen. Unter dem neu-

en Wahlrecht könnten sie aber lediglich 15 

Mandate erlangen, da nur die PDM und die 

PSRM über die Mittel und hinreichend starke 
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lokalen Strukturen verfügen, um einen 

Wahlkampf in 50 Einzelwahlkreisen effektiv 

zu führen. Unter den politischen Realitäten 

in der Moldau ist der pro-europäischen Op-

position und ihren Unterstützern der Zugang 

zu Medien, Finanzen und anderen Ressour-

cen bereits weitgehend verwehrt. Die pro-

europäische Opposition erwägt daher auch 

einen Boykott der künftigen Wahlen, um 

deren Ergebnis national und international 

nicht noch zu legitimieren. 

Vertreter der PDM argumentieren besonders 

auch innerhalb der EU zudem, das neue 

Wahlrecht würde einen Wahlsieg der pro-

russischen Kräfte verhindern. Dass dabei 

immer wieder versichert wird, die unabhän-

gigen Abgeordneten würden verlässlich eine 

pro-europäisch ausgerichtete Regierung un-

terstützen, bekräftigt allerdings die Beden-

ken der Venedig-Kommission über deren 

tatsächliche Unabhängigkeit. Dabei ist je-

doch ungewiss, ob die PDM sich ihrer Sache 

wirklich so sicher ist oder aus Mangel an 

Alternativen nur Vabanque spielt. Nach allen 

bisherigen Umfragen liegt das Wählerpoten-

tial der PSRM auch nur bei maximal 40 Pro-

zent; und die pro-russischen Kräfte werden 

vor allem deshalb gestärkt, weil sich die 

Regierung mangels demokratischer Zu-

stimmung im eigenen Land vor allem durch 

die Zusammenarbeit mit Brüssel und damit 

gewissermaßen durch ein Mandat der EU 

legitimiert. Angesichts der relativen Stärke 

der pro-russischen Kräfte könnte unter dem 

neu eingeführten einfachen Mehrheitswahl-

recht in den Wahlreisen auch die PSRM pro-

fitieren und anstatt einer nur relativen 

Mehrheit unter dem früheren Verhältnis-

wahlrecht die absolute Mehrheit im Parla-

ment erlangen. 

Die Zusammenarbeit von PDM und PSRM 

bei der Wahlrechtsänderung folgt einem 

Muster, das seit der Präsidentenwahl zu be-

obachten ist. Einerseits und nach außen hin 

profilieren sich Plahotniuc, die Regierung 

und die PDM auf der einen Seite, Dodon und 

die PSRM auf der anderen Seite durch den 

geopolitischen Konflikt zwischen einer pro-

europäischen oder pro-russischen Ausrich-

tung, um ihre nationale Legitimation zu 

stärken und Unterstützung durch ihre jewei-

ligen internationalen Partner zu sichern. Zu-

gleich findet eine Abstimmung und Zusam-

menarbeit in substanziellen politischen Fra-

gen wie der Wahlrechtsreform statt, gerade 

auch gegen die gegen pro-europäische Op-

position. In Opposition und Zivilgesellschaft 

wird daher zunehmend von einem regel-

rechten Bündnis Dodon-Plahotniuc gespro-

chen. Ungewiss bleibt, inwieweit deren Zu-

sammenarbeit jeweils von taktischen oder 

strategischen Motiven getragen wird.  

Im Parlament fand die Wahlrechtsreform 

mit 74 Stimmen eine breite Mehrheit. Auch 

darin spielt sich nicht notwendigerweise ein 

starkes demokratisches Mandat; denn PDM 

und PSRM haben auch zusammen nur etwa 

36 Prozent bei den letzten Parlamentswah-

len erlangt. Für die Wahlrechtsänderung 

stimmte daneben stimmte noch die Fraktion 

der Europäischen Volkspartei in der Moldau 

(PPEM - nicht mit der Europäischen Volks-

partei EVP verbunden), die von Abgeordne-

ten gebildet wurde, die die oppositionelle 

Liberaldemokratische Partei (PLDM) verlas-

sen haben und mit der PDM kooperieren. 

Die Abstimmung wurde kurzfristig angesetzt 

und dann im Schnellverfahren und ohne 

Debatte durchgeführt. Ziel war es offenbar, 

schnell und ohne längere Ankündigung kurz 

vor der Sommerpause noch vollendete Tat-

sachen zu schaffen. 

Die PDM nimmt dabei in Anspruch, nahezu 

alle relevanten Empfehlungen der Venedig-

Kommission berücksichtigt zu haben, wobei 

sie zwischen technischen Empfehlungen – 

die Einzelheiten der Umsetzung betreffen – 

und politischen Empfehlungen - wie der 

grundsätzlichen Ablehnung der Gesamtre-

form – unterscheidet. Während letztere un-

ter Verweis auf die staatliche Souveränität 

ignoriert wurden, hat es jedoch auch hin-

sichtlich der „technischen“ Empfehlungen 

kaum substanzielle Änderungen gegeben. 

Viele Formulierungen bleiben vage und er-

öffnen damit grundsätzlich Spielräume für 

Manipulationen. Aus der Kommission zur 

Abgrenzung der Wahlkreise bleiben die 

größten pro-europäischen Oppositionspar-

teien ausgeschlossen. Ernsthafte Konsulta-

tionen mit der Zivilgesellschaft und der au-

ßerparlamentarischen Opposition gab es 

nicht. Angesichts der Eile, mit der die Wahl-
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rechtsänderung jetzt beschlossen wurde, 

blieb dafür auch keine Zeit. 

Verfahren und Inhalte der Wahlrechtsände-

rung begründen Befürchtungen vor demo-

kratischen Rückschritten. In eine ähnliche 

Richtung verweist zudem ein Gesetzent-

wurf, der vergangene Woche vom Justizmi-

nisterium veröffentlich wurde. Darin wird 

zivilgesellschaftlichen Organisationen, die 

sich im weitesten Sinne politisch betätigen 

oder auch nur äußern – wozu z.B. auch die 

Befürwortung oder Ablehnung von Gesetz-

entwürfen zählt -, jegliche Finanzierung 

durch internationale Geber verboten. Dabei 

ist die unabhängige Zivilgesellschaft 

großenteils kritisch gegenüber der Regie-

rung und besonders der PDM, andererseits 

aber auch mangels nationaler Finanzie-

rungsmöglichkeiten abhängig von internati-

onalen Projekten. Damit würde die unab-

hängige Zivilgesellschaft daher weitgehend 

politisch neutralisiert. Mit diesem Geset-

zesentwurf wie mit der bereits beschlosse-

nen Wahlrechtsänderung verbindet sich das 

Risiko, dass sich der politische Diskurs im 

Land auf die geopolitische Polarisierung zwi-

schen zwei Lagern verengt, anstelle und auf 

Kosten politischer Alternativen für recht-

staatliche und demokratische Reformen. 

In einer ersten Reaktion haben die EU-

Außenbeauftragte Mogherini und Nachbar-

schaftskommissar Hahn die Wahlrechtsän-

derung kritisiert. In ihrer Stellungnahme 

verwiesen sie darauf, dass die Änderung im 

Gegensatz zu den Empfehlungen der Vene-

dig-Kommission steht. Zudem sprachen sie 

von ernsthaften Sorgen um die tatsächliche 

Demokratie in der Moldau. Zuvor hatte be-

reits die EVP die Entscheidung des moldaui-

schen Parlaments als Abkehr von der De-

mokratie hin zu einem autoritären System 

scharf kritisiert und eine Einstellung aller 

Finanzhilfen sowie eine grundsätzliche 

Überprüfung des Assoziationsabkommen 

gefordert. Ob es tatsächlich zu Konsequen-

zen, besonders auch der zuvor bereits an-

gedrohten Aussetzung der Makrofinanzhilfe 

kommt, ist aber noch offen. Allerdings zeigt 

das Beispiel ein grundlegendes Problem der 

Politik der EU gegenüber der Moldau. Einer-

seits ist das Assoziationsabkommen sowie 

die Unterstützung durch die EU zentrale Le-

gitimationsquelle der Regierung. Zugleich 

aber verfehlt die Konditionalität der EU in 

den wichtigsten demokratischen und recht-

staatlichen Fragen ihre Wirkung. Die Folge 

ist ein Glaubwürdigkeitsverlust für die EU, 

der eine nachhaltige europäische Entwick-

lung der Moldau stärker zu untergraben 

droht als die pro-russischen Kräfte. 
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